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Vorwort

Erst Corona, nun der russische Angriff auf Euro-

pa, und damit auf Freiheit und Demokratie: Aus 

dem seit zwei Jahren herrschenden Krisenmo-

dus ist ein Kriegsmodus geworden. Die Pan-

demie und der Ukraine-Krieg ergreifen unsere 

Gesellschaft, unsere Wirtschaft und nicht zu-

letzt die innere und äußere Sicherheit, in der 

realen Welt, aber insbesondere auch im Inter-

net. Nie war die Bedrohung durch Cyberkrimi-

nalität, Spionage und Sabotage gegenwärtiger 

und umfassender. Eine Entwicklung, die den 

nordrhein-westfälischen Verfassungsschutz so 

intensiv fordert, wie selten zuvor. Der Verfas-

sungsschutz warnt daher eindringlich vor der 

Gefahr von Kampagnen zur Desinformation und 



2 Vorwort

Einflussnahme, sowie vor möglichen Cyberan-

griffen auf vulnerable Infrastrukturen.

Das Jahr 2021 war geprägt durch die Proteste 

gegen die Corona-Schutzmaßnahmen. Die von 

den Sicherheitsbehörden prognostizierten Ver-

suche, die bürgerliche Mitte für extremistische 

Gedanken zu vereinnahmen, haben im Laufe 

des Jahres zugenommen. Links- und Rechts-

extremisten, Islamisten und Salafisten finden 

auch über das Internet immer öfter Anschluss. 

In einer neuen Form des Extremismus versu-

chen verfassungsschutzrelevante Delegitimierer 

„die Politik“ verächtlich zu machen und staatli-

che Maßnahmen zu überwinden. Sie hoffen, mit 

ihren Strategien und Ideologien an eine verunsi-

cherte, wankende bürgerliche Mitte anzudocken. 

Auslöser dieser Unsicherheit sind oftmals Ohn-

macht und Angst. Eine diffuse Angst vor einer 

sich wandelnden Welt, vor einem vermeint-

lich sozialen Abstieg, vor den gesundheitlichen 

Nebenwirkungen einer Impfung. Diese Ängste 

müssen wir ernst nehmen und das tun wir auch: 

So hat der NRW-Verfassungsschutz 2021 den 

bundesweit ersten Sonderbericht zu Verschwö-

rungsmythen und Corona-Leugnern veröffent-

licht. Darin widmen sich die Verfassungsschüt-

zer unter anderem der Frage, wieso manche 

Menschen anfällig für Verschwörungsmythen 

und radikale Parolen sind. Der Sonderbericht 

wurde in diesem Jahr fortgeschrieben.

Ängste und Sorgen rechtfertigen jedoch nie-

mals einen Schulterschluss mit Extremisten. 

Eben diese Verbrüderung – mindestens aber 

die Tolerierung von Extremisten durch Teile der 

bürgerlichen Mitte – ist immer wieder zu beob-

achten. Die Zuspitzung dieser Entgrenzung war 

im Dezember 2021 sichtbar, als kurz nach der 



Vorwort  3

Diskussion über eine allgemeine Impfpflicht Fa-

ckelmärsche auf deutschen Straßen stattfanden 

und Teile der bürgerlichen Mitte mit Rechtsext-

remisten gemeinsam demonstrierten. Diese Auf-

tritte erinnern nicht nur an die Montagsspazier-

gänge von Pegida, sondern an die düstersten 

Zeiten unserer Geschichte. Immer wieder habe 

ich aufgerufen, sich von diesen rechten Ratten-

fängern zu distanzieren, zu selten ist das tat-

sächlich geschehen.

Dabei ist jene Entgrenzung in allen Phänomen-

bereichen festzustellen: Politische Salafisten 

sammeln im Namen einer Hilfsorganisation 

Spenden für Notleidende und versuchen so un-

auffällig ihre Ideologie weiterzugeben. Linksex-

tremisten unterwandern Klimaschutzbewegun-

gen; Rechtsextremisten sind als vermeintliche 

Helfer in den Hochwassergebieten unterwegs.

Diese Entwicklungen verfolgt der nordrhein-

westfälische Verfassungsschutz genau. Als Früh-

warner ist er ein zentraler Akteur innerhalb der 

staatlichen Sicherheitsarchitektur und beobach-

tet schon im Vorfeld Vorgänge und Entwicklun-

gen, die später polizeirelevant werden können. 

Er wirkt jeden Tag aktiv und in unterschiedlichen 

Rollen bei der Abwehr von Gefahren und beim 

Schutz der Gesellschaft vor extremistischen Be-

drohungen mit.

Der Verfassungsschutz ist nicht nur Frühwarn-

system, sondern arbeitet mit nationalen und 

internationalen Sicherheitsbehörden zusam-

men. Zudem ist er stark in Aufklärung und Prä-

vention: Kürzlich feierte das Aussteigerpro-

gramm Rechtsextremismus „Spurwechsel“ 

sein 20-jähriges Jubiläum. Das Programm hilft 

Rechtsextremisten, die sich aus der extremisti-

schen Szene lösen möchten und unterstützt sie 
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bei einem Neuanfang. Ähnliche Programme für 

potenzielle Aussteiger gibt es auch für Linksex-

tremisten und Islamisten. Jeder Ausstieg ist ein 

Gewinn für die Gesellschaft und die Sicherheit 

und trägt auch so zur wichtigsten Aufgabe des 

Verfassungsschutzes bei: dem Erhalt unserer si-

cheren Demokratie.

Herbert Reul 

Minister des Innern 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Diese Broschüre bietet eine Zusammenfas-

sung des Verfassungsschutzberichtes über das 

Jahr 2021.

Unter www.im.nrw/themen/verfassungs-

schutz finden Sie den kompletten Bericht und 

aktuelle Veröffentlichungen zu Themen des 

Verfassungsschutzes.

www.im.nrw

Verfassungsschutzbericht
des Landes Nordrhein-Westfalen
über das Jahr 2021
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Telefon:  0211/871 - 01
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www.im.nrw
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Vorbemerkung

Der vorliegende Verfassungsschutzbericht kom-

pakt bezieht sich auf Ereignisse und Beobach-

tungen im Jahr 2021. Zeitlich danach liegende 

Vorfälle und Entwicklungen werden punktuell 

angesprochen, wenn sie von größerer Bedeu-

tung sind. Hinweise auf Geschehnisse außerhalb 

Nordrhein-Westfalens sind aufgenommen, so-

weit sie für das Verständnis des Berichts erfor-

derlich sind. Ergänzende Informationen finden 

Sie im Internet unter  

www.im.nrw/themen/verfassungsschutz. 

Grundlagen und Zielsetzung des 

Verfassungsschutzes

Nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes über den Verfas-

sungsschutz in Nordrhein-Westfalen (VSG NRW) 

hat der Verfassungsschutz die Aufgabe, bereits 

im Vorfeld von konkreten Gefährdungslagen In-

formationen zu sammeln und auszuwerten, die 

Bestrebungen oder Tätigkeiten betreffen, die

 ▶gegen die freiheitliche demokratische Grund-

ordnung, den Bestand oder die Sicher-

heit des Bundes oder eines Landes gerich-

tet sind oder
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 ▶darauf abzielen, die Amtsführung von Verfas-

sungsorganen des Bundes oder eines Landes 

ungesetzlich zu beeinträchtigen, oder

 ▶durch Anwendung von Gewalt oder darauf ge-

richtete Vorbereitungshandlungen auswärti-

ge Belange der Bundesrepublik Deutschland 

gefährden oder

 ▶gegen den Gedanken der Völkerverständi-

gung oder das friedliche Zusammenleben der 

Völker gerichtet sind oder

 ▶sicherheitsgefährdende oder geheimdienst-

liche Tätigkeiten für eine fremde Macht 

darstellen.

Der Verfassungsschutz sammelt die für ihn rele-

vanten Informationen und wertet sie aus, sobald 

tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht einer 

verfassungsfeindlichen Bestrebung oder Tätig-

keit im vorgenannten Sinne begründen. 

Dabei wird der Verfassungsschutz in seiner 

Eigenschaft als Frühwarnsystem des demokrati-

schen Rechtsstaates schon im Vorfeld konkreter 

Gefahren oder Straftaten tätig. Bei der Wahr-

nehmung seines gesetzlichen Auftrags richtet er 

seinen Fokus schwerpunktmäßig auf Strukturen 

und Organisationen, insbesondere solche, die 

gewaltorientiert sind.

Über seine Erkenntnisse und Einschätzungen 

informiert der Verfassungsschutz die Öffentlich-

keit regelmäßig und gebündelt in seinem jähr-

lichen Verfassungsschutzbericht und darüber 

hinaus bei bedeutsamen konkreten Anlässen. 

Eine Berichterstattung im Verfassungsschutz-

bericht setzt voraus, dass aufgrund hinreichend 

gewichtiger tatsächlicher Anhaltspunkte ein 
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Verdacht auf verfassungsfeindliche Bestrebun-

gen besteht.   

Kennzeichnung

Strukturen und Organisationen, deren Ver-

fassungsfeindlichkeit bereits erwiesen 

ist, werden im Folgenden im Fettdruck ge-

kennzeichnet. Soweit die Verfassungs-

feindlichkeit zwar noch nicht erwiesen ist, 

aber hinreichend gewichtige tatsächliche 

Anhaltspunkte einen Verdacht auf verfas-

sungsfeindliche Bestrebungen begründen, 

werden die betroffenen Organisationen in 

Kursivdruck gesetzt.  

Beispiel: Partei X, Partei Y  

Bei „Bestrebungen“ handelt es sich gemäß § 3 

Abs. 5 VSG NRW um politisch bestimmte, ziel- 

und zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem 

oder für einen Personenzusammenschluss, der 

gegen die in § 3 Abs. 1 VSG NRW genannten 

Schutzgüter gerichtet ist. Ein „Personenzusam-

menschluss“ besteht aus mehreren Personen, 

die gemeinsam handeln. Daneben können aber 

auch Einzelpersonen unter der Beobachtung 

des Verfassungsschutzes stehen.

Schutz der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung

Im Zentrum steht der Schutz der freiheitlichen 

demokratischen Grundordnung. Sie bildet den 

Kern des Grundgesetzes, der gemäß Art. 79 Abs. 

3 GG gegen jede Veränderung geschützt ist. § 3 

Abs. 6 VSG NRW zählt hierzu im Einzelnen fol-

gende Grundsätze: 
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 ▶das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in 

Wahlen und Abstimmungen und durch be-

sondere Organe der Gesetzgebung, der voll-

ziehenden Gewalt und der Rechtsprechung 

auszuüben und die Volksvertretung in allge-

meiner, unmittelbarer, freier, gleicher und ge-

heimer Wahl zu wählen,

 ▶die Bindung der Gesetzgebung an die ver-

fassungsmäßige Ordnung und die Bindung 

der vollziehenden Gewalt und der Rechtspre-

chung an Gesetz und Recht,

 ▶das Recht auf Bildung und Ausübung einer 

parlamentarischen Opposition,

 ▶die Ablösbarkeit der Regierung und de-

ren Verantwortlichkeit gegenüber der 

Volksvertretung,

 ▶die Unabhängigkeit der Gerichte,

 ▶den Ausschluss jeder Gewalt- und Willkür-

herrschaft und

 ▶die Achtung der im Grundgesetz konkretisier-

ten Menschenrechte.

Auswärtige Belange der Bundesrepublik und 

Völkerverständigung

Daneben beobachtet der Verfassungsschutz 

Bestrebungen, „die durch Anwendung von Ge-

walt oder darauf gerichtete Vorbereitungshand-

lungen auswärtige Belange der Bundesrepublik 

Deutschland gefährden“. Hier geht es beispiels-

weise um gewaltbereite extremistische Gruppen 

mit Auslandsbezug, die vom Gebiet der Bundes-

republik Deutschland aus Gewaltaktionen vorbe-

reiten, um eine gewaltsame Änderung der poli-

tischen Verhältnisse im Ausland, insbesondere 
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in ihren Heimatländern, herbeizuführen und die 

dadurch die Beziehungen der Bundesrepublik 

Deutschland zu anderen Staaten beeinträch-

tigen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 VSG NRW). Auch Bestre-

bungen, die gegen den Gedanken der Völkerver-

ständigung, insbesondere gegen das friedliche 

Zusammenleben der Völker, gerichtet sind, ge-

hören zu den Beobachtungsobjekten des Ver-

fassungsschutzes (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 VSG NRW). 

Der Verfassungsschutz beobachtet international 

operierende Gruppierungen, die beispielsweise 

darauf abzielen, konfessionelle oder ethnische 

Gruppen im Ausland zu bekämpfen. In diesem 

Fall sind die Angriffe nicht auf die staatliche Ord-

nung oder die Grenzen eines einzelnen ande-

ren Landes gerichtet, sondern gegen bestimm-

te (Volks-)Gruppen in den betreffenden Staaten. 

Gegen den Gedanken der Völkerverständigung 

gerichtet sind damit auch Gruppierungen, die 

die – notfalls gewaltsame – Rückgewinnung der 

ehemaligen deutschen Ostgebiete propagieren. 

Arbeitsweise des Verfassungsschutzes

Bei seiner Tätigkeit stützt sich der Verfassungs-

schutz in großem Umfang auf offenes Material 

wie Zeitungen, Radio- und Fernsehberichte so-

wie Veröffentlichungen im Internet und den so-

zialen Medien. Quellen können dabei unter ande-

rem wissenschaftliche Beiträge, Interviews und 

zum Beispiel Parteiprogramme sein. Typischer-

weise geben sich extremistische Organisationen 

in ihren Programmen und öffentlichen Auftritten 

jedoch gemäßigt, um ihre Akzeptanz und ihre 

Wahlchancen nicht zu beeinträchtigen. Klartext 

wird häufig nur in den inneren Zirkeln und unter 

Ausschluss der Öffentlichkeit gesprochen. Auch 

darüber muss der Verfassungsschutz verlässli-

che Informationen erlangen, um sich ein realis-

tisches Bild von den Zielen und den Methoden 
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2021 ⏩  01   02   03   04   05   06   07   08   09   10   11   12  ▶

derartiger Organisationen zu verschaffen und 

seinen Auftrag zur Beratung der Politik und Auf-

klärung der Öffentlichkeit zu erfüllen. Zur Aufklä-

rung konspirativ arbeitender verfassungsfeind-

licher Organisationen ist deshalb der Einsatz 

nachrichtendienstlicher Mittel notwendig. Da-

bei werden nach Maßgabe konkreter gesetzli-

cher Vorgaben insbesondere Vertrauensperso-

nen (V-Personen) eingesetzt und Zielpersonen 

observiert. In besonders gravierenden Einzel-

fällen erfolgt eine Überwachung des Post- und 

Telekommunikationsverkehrs. 

Die gesamte Tätigkeit des Verfassungsschutzes 

unterliegt der Kontrolle des Parlamentarischen 

Kontrollgremiums des nordrhein-westfälischen 

Landtags und bei bestimmten Maßnahmen zur 

Kommunikationsüberwachung oder Finanzer-

mittlung dem Genehmigungsvorbehalt durch 

eine unabhängige Kommission  

(G 10-Kommission). 
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Kompakt

Rechtsextremismus

 ▶Rechtsextremisten versuchen nach wie vor, 

Einfluss auf die Corona-Leugner-Szene zu 

nehmen. Dabei gibt es innerhalb der Protest-

bewegung immer weniger Abgrenzungsrefle-

xe zum Rechtsextremismus. 

 ▶ Insbesondere die Neue Rechte versucht, die 

Stigmatisierung des Rechtsextremismus auf-

zubrechen, fremdenfeindliche und autori-

täre Argumente im politischen Diskurs zu 

„normalisieren“ und somit anschlussfähig für 

breitere Teile der Gesellschaft zu werden.

2021 ⏩  01   02   03   04   05   06   07   08   09   10   11   12  ▶

6. Januar 
Besetzung des Kapitols in 
Washington

17. Januar 
Festnahme von Alexej Na-
walny nach seiner Rück-
kehr in Moskau
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 ▶Reichsbürger haben an den Protesten gegen 

die Corona-Schutzmaßnahmen vielfältig mit-

gewirkt und intensiv Verschwörungsmythen 

verbreitet.

Verfassungsschutzrelevante Delegitimierung 

des Staates

 ▶Gegen den politischen Umgang mit der Co-

rona-Pandemie hat sich bundesweit ein Pro-

testgeschehen entwickelt, das von Hetero-

genität und Fluktuation geprägt ist. In Teilen 

gehen die Proteste über legitimen Protest 

gegen Regierungshandeln hinaus. Dies äu-

ßert sich in der systematischen Verbreitung 

von Verschwörungsmythen und Desinforma-

tion, der Diffamierung rechtsstaatlicher und 

demokratischer Prozesse sowie Aufrufen zu 

2021 ⏩  01   02   03   04   05   06   07   08   09   10   11   12  ▶

28. Januar 
Urteil im Mordprozess an 
Walter Lübcke

28. April 
Bundesamt für Verfas-
sungsschutz beobachtet die 
Querdenken-Bewegung

2021 ⏩  01   02   03   04   05   06   07   08   09   10   11   12  ▶
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Straftaten beziehungsweise der Legitimation 

von Gewalt zur Durchsetzung der eigenen 

politischen Auffassungen. 

 ▶Nennenswerte Akteure dieser Szene sind in 

Nordrhein-Westfalen die Querdenken-Bewe-

gung sowie die Corona Rebellen Düsseldorf. 

Linksextremismus

 ▶Linksextremisten waren bemüht, die durch 

die COVID-19-Pandemie eingeschränkte Ak-

tionsfähigkeit zurückzugewinnen.

 ▶Mit ihrer Teilnahme an den Protesten gegen 

ein Versammlungsgesetz in Nordrhein-West-

falen versuchten Linksextremisten, zivilde-

mokratische Proteste zu unterwandern und 

damit linksextremistische Positionen an-

schlussfähig zu machen.

2021 ⏩  01   02   03   04   05   06   07   08   09   10   11   12  ▶

5. Mai 
Verbot von 
Ansaar International und 
deren Teilorganisationen in 
Deutschland

14. Juli 
Hochwasserkatastrophe im 
Westen Deutschlands.
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Auslandsbezogener Extremismus

 ▶Die Aktionsfähigkeit türkischer linksextremis-

tischer Gruppierungen beispielsweise über 

Großveranstaltungen war durch die Pande-

mie stark eingeschränkt.

 ▶Dennoch bemühen sie sich weiterhin, über 

ihre eigentlichen Ziele hinwegzutäuschen, um 

eine breitere Anschlussfähigkeit in der öffent-

lichen Wahrnehmung zu erreichen. 

Islamismus

 ▶Es besteht die Gefahr von Anschlägen und 

Gewalttaten durch selbstradikalisierte allein 

handelnde Täter, die vor allem durch Messen-

gerdienste angeleitet werden.

 ▶Der Schwerpunkt der Radikalisierung hat 

sich deutlich von Moscheen und Seminaren 

in das das Internet verlagert.

2021 ⏩  01   02   03   04   05   06   07   08   09   10   11   12  ▶

16. August 
Machtübernahme der Taliban in 
Afghanistan.

26. September 
Bundestagswahl

2021 ⏩  01   02   03   04   05   06   07   08   09   10   11   12  ▶
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 ▶Durch das Verbot dreier Hizb Allah naher 

Spendenvereine im Jahr 2021 wurde der Fi-

nanzierung der Terrororganisation Hizb Allah 

ein Riegel vorgeschoben.

Spionageabwehr und Wirtschaftsschutz

 ▶Die Versuche illegitimer Einflussnahmen aus-

ländischer Staaten auf Politik und Verwaltung 

auf Landes- und Kommunalebene in Nord-

rhein-Westfalen − häufig flankiert durch Cy-

berangriffe − haben zugenommen. 

 ▶Cyberangriffe von mutmaßlich staatlich ge-

steuerten Hackergruppierungen auf Unter-

nehmen und Institutionen in Nordrhein-

Westfalen bewegen sich weiterhin auf einem 

hohen Niveau.

 ▶Der Verfassungsschutz hat seine Sensibili-

sierungsmaßnahmen intensiviert und unter 

anderem im Vorfeld der Bundestagswahl 

alle Fraktionen des nordrhein-westfälischen 

Landtages sensibilisiert. 

2021 ⏩  01   02   03   04   05   06   07   08   09   10   11   12  ▶

28. September 
YouTube sperrt den deutschen 
Kanal von Russia Today.

10. November 
Eskalation der Flüchtlingskri-
se an der polnisch-belarussi-
schen Grenze.
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 ▶Ausländische Nachrichtendienste sind inten-

siv damit befasst, Exil-Oppositionsgruppen 

auszuforschen und zu unterwandern. Zuneh-

mend wird Gewalt als Mittel zur Bekämpfung 

von Dissidenten eingesetzt. Die Spionage-

abwehr prüft vermehrt mögliche Fälle von 

Staatsterrorismus.  

Präventionsarbeit und Aussteigerprogramme

 ▶Bei der Präventionsarbeit des Verfassungs-

schutzes durch Vorträge und Sensibilisierun-

gen wurden aktuelle Entwicklungen wie Ver-

schwörungsmythen, rechtsextremistische 

Aktivitäten im Kampfsport oder Antisemitis-

mus im Islamismus aufgegriffen sowie die 

Zielgruppen und Formate beispielsweise in 

den Bereichen Feuerwehren, Lehramtsanwär-

ter oder Polizei erweitert.

2021 ⏩  01   02   03   04   05   06   07   08   09   10   11   12  ▶

15. Dezember 
Urteil im 
Tiergartenmord-Prozess



Kompakt 17

2021 ⏩  01   02   03   04   05   06   07   08   09   10   11   12  ▶

 ▶Das Präventionsprogramm „Wegweiser - Ge-

meinsam gegen Islamismus“ wurde in Bezug 

auf weltpolitische Ereignisse wie den Nah-

ostkonflikt stark nachgefragt und hat zudem 

sein Angebot in einem Pilotprojekt auf den 

Bereich „Graue Wölfe“ ausgedehnt.

 ▶Die drei staatlichen Aussteigerprogramme 

Spurwechsel (Rechtsextremismus), API (Is-

lamismus) und Left (Linksextremismus) ver-

zeichneten weiterhin hohes Interesse aus-

stiegswilliger Personen. 

 ▶Die Rolle der Rückkehrkoordinierenden hat 

sich als wichtiges Instrument etabliert: Bei 

den zahlreichen Rückführungen des Auswär-

tigen Amtes wurden notwendige Informatio-

nen an eine Vielzahl beteiligter Behörden und 

Akteure gesteuert und Deradikalisierungsan-

gebote so koordiniert, dass sie frühzeitig zur 

Verfügung standen.
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Über den Verfassungsschutz

Verfassungsschutz ist nach dem Grundgesetz 

eine Aufgabe der Länder und des Bundes. Ver-

fassungsschutzbehörde des Landes Nordrhein-

Westfalen ist das Ministerium des Innern. Die für 

den Verfassungsschutz zuständige Abteilung im 

Ministerium nimmt ihre Aufgaben gesondert von 

der Polizeiorganisation wahr. Die Verfassungs-

schutzbehörden der einzelnen Bundesländer 

sind gesetzlich dazu verpflichtet, untereinander 

und mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz 

zu kooperieren, wobei das Bundesamt die Auf-

gaben einer Zentralstelle auf Bundesebene 

übernimmt.

Der Verfassungsschutz verfügte im Jahr 2021 

über rund 20,4 Millionen Euro, das sind rund 

1,5 Millionen Euro mehr als im Vorjahr. Da-

von waren rund 9,6 Millionen Euro für die 

Prävention vorgesehen. Zudem waren dem 
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NRW-Verfassungsschutz für das Berichtsjahr 

546 Stellen zugewiesen.

Aufgaben

Der Verfassungsschutz hat die Aufgabe, be-

reits im Vorfeld von konkreten Gefährdungsla-

gen Informationen zu verfassungsfeindlichen 

Bestrebungen zu beschaffen, zu sammeln und 

auszuwerten.

Dazu gehören insbesondere Aktivitäten, die 

gegen die freiheitliche demokratische Grund-

ordnung, den Bestand oder die Sicherheit des 

Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder 

darauf abzielen, die Amtsführung von Verfas-

sungsorganen des Bundes oder eines Landes 

ungesetzlich zu beeinflussen. Des Weiteren be-

trifft dies Bestrebungen, die gegen den Gedan-

ken der Völkerverständigung oder das friedliche 

Zusammenleben der Völker gerichtet sind oder 

sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche 

Tätigkeiten für eine fremde Macht.

Dabei verfolgt der nordrhein-westfälische Ver-

fassungsschutz mit den zur Verfügung stehen-

den rechtsstaatlichen Mitteln eine Dreifach-

strategie aus Früherkennung, Frühwarnung und 

Prävention. 

Als Frühwarnsystem hat der Verfassungsschutz 

die Aufgabe, mögliche verfassungsfeindliche Be-

strebungen zu identifizieren, deren Ursachen zu 

analysieren, Entwicklungen zu prognostizieren 

und Politik, Verwaltung und Gesellschaft darüber 

zu informieren. Er wirkt ferner daran mit, dro-

henden politischen und wirtschaftlichen Scha-

den durch illegitime oder illegale Aktivitäten 

fremder Mächte in Deutschland zu verhindern. 
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Als Früherkennungssystem unterstützt der Ver-

fassungsschutz andere Behörden bei der recht-

zeitigen Erkennung von Gefahren, die im Einzel-

fall aus derartigen Bestrebungen erwachsen; 

dazu gehört es auch, extremistische Perso-

nen zu erkennen, die potenziell Gewalt anwen-

den könnten. 

Im Rahmen der Prävention schafft der Verfas-

sungsschutz einerseits durch Aufklärung der 

Öffentlichkeit ein Bewusstsein für die Gefah-

ren des Extremismus, um die Demokratie von 

innen heraus zu stärken (primäre Prävention). 

Andererseits bietet er durch gezielte Angebote 

Schutz vor dem Einstieg in extremistische Sze-

nen (sekundäre Prävention) und unterstützt den 

Ausstieg aus ihnen (tertiäre Prävention). Diese 

personenbezogenen Präventionsmaßnahmen 

werden vor allem durch das Wegweiser-Pro-

gramm und die Aussteigerprogramme realisiert. 

Schließlich sensibilisiert der Verfassungsschutz 

auch die Wirtschaft vor den Gefahren durch 

Spionage und Sabotage, um so deren Eigen-

schutzmechanismen zu aktivieren.

Kontrolle des Verfassungsschutzes

Die Aufgaben und Befugnisse der Verfassungs-

schutzbehörde sind im Verfassungsschutzge-

setz NRW (VSG NRW) definiert. Zugleich ist dort 

geregelt, durch wen und wie ihr Handeln kont-

rolliert wird, denn eine rechtliche und politische 

Kontrolle der Verwaltung sind konstitutive Merk-

male des Rechtsstaates. Dies gilt auch für den 

Verfassungsschutz. 

Da die Angelegenheiten des Verfassungsschut-

zes aufgrund ihrer besonderen Geheimhal-

tungsbedürftigkeit in der Regel nicht öffentlich 

im Parlament oder seinen Ausschüssen be-

raten werden können, gibt es für die Kontrolle 
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besondere Stellen. Eine zentrale Rolle spielt 

dabei das Parlamentarische Kontrollgremium 

(PKG). Der Landtag Nordrhein-Westfalen be-

stimmt zu Beginn jeder Wahlperiode die An-

zahl der Mitglieder des PKG und wählt diese 

aus seiner Mitte. Das PKG überwacht umfas-

send die Tätigkeit des Verfassungsschutzes. Für 

die Kontrolle der Telekommunikationsüberwa-

chungs- und Finanzermittlungsmaßnahmen des 

Verfassungsschutzes bestellt das PKG in jeder 

Legislaturperiode die sogenannte G 10-Kommis-

sion. Diese ist, anstelle eines Richters, auch für 

die Genehmigung dieser Maßnahmen zuständig.

Verarbeitung personenbezogener Daten

Zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben dürfen 

Verfassungsschutzbehörden unter bestimmten 

gesetzlichen Voraussetzungen personenbezo-

gene Daten erheben und verarbeiten. Die Ver-

fassungsschutzbehörde Nordrhein-Westfalens 

nutzt dazu eigene Dateien sowie das „Nachrich-

tendienstliche Informationssystem und Wis-

sensnetz“ (NADIS WN), auf das die Verfassungs-

schutzbehörden der Länder und des Bundes 

gemeinsam Zugriff haben.

Erfasst werden insbesondere Daten zu Per-

sonen, über die Erkenntnisse im Zusammen-

hang mit politischem Extremismus vorliegen. 

Getrennt davon werden Daten gespeichert zu 

Personen, die wegen ihres Umgangs mit Ver-

schlusssachen oder ihrer Tätigkeit in einem 

sicherheitsempfindlichen Bereich einer Si-

cherheitsüberprüfung unterliegen. Die Durch-

führung solcher Überprüfungen erfolgt mit Zu-

stimmung der Betroffenen und macht rund 90 

Prozent aller NADIS-Einträge aus Nordrhein-

Westfalen aus.
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Öffentlichkeitsarbeit

Eine informierte, aufgeklärte Öffentlichkeit ist 

eine Grundvoraussetzung, um die Gesellschaft 

vor extremistischen Bestrebungen zu schützen. 

Daher versteht der Verfassungsschutz Nord-

rhein-Westfalen den Leitspruch „Verfassungs-

schutz durch Aufklärung“ als einen wesentlichen 

Arbeitsauftrag.

Damit Bevölkerung, Politik und Medien Anzei-

chen für Extremismus frühzeitig erkennen kön-

nen, leistet der nordrhein-westfälische Verfas-

sungsschutz intensive Aufklärungsarbeit und 

bietet eine breite Palette verschiedener Informa-

tionsmittel an. Dazu gehören Vorträge und Ta-

gungen, Broschüren und ein Informationsange-

bot im Internet.

Einen umfassenden Aufklärungsbeitrag, der alle 

verfassungsschutzrelevanten Themen umfasst, 

liefert der jährliche Verfassungsschutzbericht. 

Die Mitglieder des nordrhein-westfälischen 

Landtags sind die ersten Adressaten des jähr-

lichen Berichts. Die Jahresberichte dienen Be-

hörden und anderen öffentlichen Stellen als 

Nachschlagewerke zum Extremismus in NRW. 

Sie werden zudem von der Öffentlichkeit stark 

nachgefragt.

Informationen zu aktuellen Schwerpunktthe-

men finden sich in Berichten und Broschüren, 

die über die Internetseite des Ministeriums des 

Innern unter  

ww.im.nrw/themen/verfassungsschutz  

abrufbar und kostenfrei bestellbar sind.
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Extremismus in Zahlen

Gesamtentwicklung der Politisch motivierten Kriminalität in NRW im 10-Jahres-Vergleich
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Politisch motivierte Kriminalität in NRW nach PMK-Phänomenbereichen
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Gewaltkriminalität in NRW nach PMK-Phänomenbereichen
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Straf- und Gewalttaten der PMK-Phänomenbereiche nach Deliktsgruppen
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Personenpotenziale in Nordrhein-Westfalen 

Die Angaben zu den Parteien und Organisationen umfassen grundsätzlich das gesamte Personen-

potenzial. Die Angaben sind gerundet.

Personenpotenziale in  Personenpotenziale in  
Nordrhein-WestfalenNordrhein-Westfalen

Die Angaben zu den Parteien und Organisationen umfassen grundsätzlich das gesam-

te Personenpotenzial. Die Angaben sind gerundet. 

 

*Einzelne Personen können gleichzeitig zwei Organisationen oder Gruppierungen zugerechnet werden.  

Die Mitglieder der Partei Die Rechte werden weiterhin als Neonazis gezählt.

Rechtsextremismus 2020 2021

NPD 400 375

Die Rechte 290 290

Der III. Weg 35 40

Sonstiges rechtsextremistisches Personenpotenzial in Parteien 
(völkisch-nationalistischer Personenzusammenschluss innerhalb der Alternati-
ve für Deutschland (AfD), ehemals „Flügel“)

1.000 950

In parteiunabhängigen bzw. parteiungebundenen Strukturen, 

insbesondere neonazistischen Kameradschaften und Mischszene

1.200 1.200

Unstrukturiertes rechtsextremistisches Personenpotenzial, 

insbesondere die Skinhead-Szene

1.525 1.520

abzüglich Doppelzurechnungen* -510 -500

Gesamt 3.940 3.875

davon gewaltorientierte Rechtsextremisten 2.000 2.000

Reichsbürger und Selbstverwalter 3.200 3.400

Verfassungsschutzbericht des Landes Nordrhein-Westfalen 2021

26 ExtrEmismus in ZahlEn
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*Einzelne Personen können gleichzeitig zwei Organisationen oder Gruppierungen zugerechnet werden

Linksextremismus 2020 2021

Gewaltorientierte Linksextremisten einschl. Autonome 1.020 1.020

DKP 800 800

MLPD 750 750

Gesamt 2.570 2.570

                                                              

Auslandsbezogener Extremismus 2020 2021

ADÜTDF 2.000 2.000

ATIB 600 600

ANF - 300

DHKP-C 200 200

KONGRA-GEL bzw. PKK 2.200 2.200

Gesamt 5.000 5.300

 

Islamismus 2020 2021

Extremistischer Salafismus 3.200 3.200

davon politisch 2.430 2.420

davon gewaltbereit 770 780

HAMAS 145 175

Hizb Allah 250 350

Hizb ut-Tahrir 70 100

Kalifatsstaat 220 220

Muslimbruderschaft 300 350

Milli Görüs-Bewegung (extremistischer Teil) 250 250

Türkische Hizbullah 100 60

Furkan-Gemeinschaft 80 80

abzüglich Doppelzurechnungen* -145 -175

Gesamt 4.470 4.610

Verfassungsschutzbericht des Landes Nordrhein-Westfalen 2021

ExtrEmismus in ZahlEn 27
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*Einzelne Personen können gleichzeitig zwei Organisationen oder Gruppierungen zugerechnet werden

Linksextremismus 2020 2021

Gewaltorientierte Linksextremisten einschl. Autonome 1.020 1.020

DKP 800 800

MLPD 750 750

Gesamt 2.570 2.570

                                                              

Auslandsbezogener Extremismus 2020 2021

ADÜTDF 2.000 2.000

ATIB 600 600

ANF - 300

DHKP-C 200 200

KONGRA-GEL bzw. PKK 2.200 2.200

Gesamt 5.000 5.300

 

Islamismus 2020 2021

Extremistischer Salafismus 3.200 3.200

davon politisch 2.430 2.420

davon gewaltbereit 770 780

HAMAS 145 175

Hizb Allah 250 350

Hizb ut-Tahrir 70 100

Kalifatsstaat 220 220

Muslimbruderschaft 300 350

Milli Görüs-Bewegung (extremistischer Teil) 250 250

Türkische Hizbullah 100 60

Furkan-Gemeinschaft 80 80

abzüglich Doppelzurechnungen* -145 -175

Gesamt 4.470 4.610

Verfassungsschutzbericht des Landes Nordrhein-Westfalen 2021

ExtrEmismus in ZahlEn 27
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Verfassungsschutz — ein wichtiger Verfassungsschutz — ein wichtiger 
Akteur innerhalb der staatlichen Akteur innerhalb der staatlichen 
SicherheitsarchitekturSicherheitsarchitektur

Die Arbeit des nordrhein-westfälischen Verfas-

sungsschutzes geht weit über Aufklärung und 

Sensibilisierung hinaus. Er ist an zahlreichen 

Stellen in Behördenverfahren eingebunden, 

arbeitet in Einsatzlagen mit anderen Sicher-

heitsbehörden zusammen, bringt seine Experti-

se in Gremien und Fachdiskurse ein und koordi-

niert sogar Aktivitäten unterschiedlicher Stellen, 

beispielsweise im Bereich der Prävention. Alle 

Beteiligten profitieren dabei von der Experti-

se und den Erkenntnissen, die der Verfassungs-

schutz als Frühwarnsystem über Entwicklun-

gen in den extremistischen Phänomenbereichen 

gewinnt. Bei der Zusammenarbeit mit anderen 

Stellen achtet der Verfassungsschutz strikt auf 

die Einhaltung von Trennungsgebot, Geheim- 

und Quellenschutz.

Seine Erkenntnisse haben aber auch Bedeutung 

für behördliche Entscheidungen und werden in 

entsprechenden Verwaltungsverfahren fortlau-

fend angefragt beziehungsweise aktiv beigesteu-

ert. Dies sind beispielsweise Verbotsverfahren 

nach dem Vereins- oder dem Parteiengesetz, Zu-

verlässigkeitsüberprüfungen nach dem Waffen-

recht und Überprüfungen von Personen, die in 

besonders sicherheitsempfindlichen Bereichen 

wie einem Flughafen beschäftigt werden oder 
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werden sollen. Erkenntnisse des Verfassungs-

schutzes sind zudem immer wieder für polizeili-

che Ermittlungsverfahren relevant.

Bei polizeilichen Lagen mit Extremismusbe-

zügen versucht der Verfassungsschutz nach 

Möglichkeit bereits im Vorfeld, mit offenen und 

nachrichtendienstlichen Mitteln Erkenntnisse 

zu gewinnen. Er begleitet zudem polizeiliche La-

gen mit eigenen Lageeinschätzungen und infor-

miert die Polizeibehörden über situativ einge-

hende Erkenntnisse. Im Nachgang analysiert er 

die Geschehnisse, bewertet sie mit Blick auf ihre 

Extremismusrelevanz, trägt zur Identifizierung 

von Personen bei und prüft, ob und was aus den 

festgestellten Entwicklungen der Öffentlichkeit 

mitgeteilt werden kann beziehungsweise sollte.

Zum gesetzlichen Auftrag des Verfassungs-

schutzes Nordrhein-Westfalen gehören 

Aufklärung und Prävention. Ausgewählte Ziel-

gruppen, wie beispielsweise Mitarbeitende in 

Sicherheitsbehörden oder Schulen, werden bei-

spielsweise in Veranstaltungen und mit Publika-

tionen über Erscheinungsformen von Extremis-

mus sowie aktuelle Entwicklungen informiert 

und sensibilisiert. Vernetzung und Austausch 

sind wichtig für eine erfolgreiche Arbeit in den 

Phänomenbereichen und in der Prävention. Da-

her steht der nordrhein-westfälische Verfas-

sungsschutz mit unterschiedlichsten Akteuren 

auf Bundes- und Landesebene und im Bereich 

der Zivilgesellschaft informell über Netzwerke 

und formal über Gremien in einem regelmäßigen 

Austausch. Die Aufgabe der Rückkehrkoordina-

tion im Bereich des Islamismus ist eine solche 

formalisierte Zusammenarbeit.
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RechtsextremismusRechtsextremismus

Die Corona-Pandemie wirkte sich auch im Jahr 

2021 weiterhin auf das Geschehen im Rechts-

extremismus aus. Rechtsextremisten versuchen 

nach wie vor, Einfluss auf die Corona-Leugner-

Szene zu nehmen. Dabei gibt es immer weniger 

Abgrenzungsreflexe zum Rechtsextremismus.

Kampagnenthema Migration

Bei aktuellen geopolitischen Entwicklungen, 

die eine mögliche Migration nach Deutschland 

auslösen könnten, versuchen Rechtsextremis-

ten kampagnenartig Ängste und Aggressionen 

zu schüren. Dies betraf 2021 die Diskussion um 

die Aufnahme von Ortskräften und möglichen 

Flüchtlingen aus Afghanistan sowie die Migra-

tion von Menschen aus dem Nahen Osten, die 

via Weißrussland nach Europa reisen wollten. Mit 
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Bezug auf die Diskussion um den Flüchtlingszu-

zug 2015 werden menschenverachtende Aussa-

gen verbreitet, ein vermeintliches Staatsversa-

gen behauptet und zu Aktionen aufgerufen, die 

das staatliche Gewaltmonopol in Abrede stellen.

Quantitative Entwicklung

Das rechtsextremistische Personenpotenzial 

steigt seit mehreren Jahren kontinuierlich an. In 

Nordrhein-Westfalen ist das Personenpotenzial 

seit 2015 von 3.470 auf 3.940 gestiegen, die Zahl 

der gewaltorientierten Rechtsextremisten ist 

aber mit 2.000 gleichbleibend hoch geblieben. 

Der Rechtsextremismus zeichnet sich zudem 

durch eine hohe Dynamik aus, die durch drei 

Entwicklungsstränge Radikalisierung, Entgren-

zung und Virtualisierung geprägt ist. 

 

Radikalisierung 

Die Radikalisierung zeigt sich unter anderem 

darin, dass Rechtsextremisten die derzeiti-

ge politische Situation in Endzeit- und Bürger-

kriegsszenarien diskutieren und zum Teil daraus 

folgern, sich auf diese Auseinandersetzung vor-

bereiten zu müssen. Das permanente Wieder-

holen von Feindbildern und das rassistische Zu-

spitzen von gesellschaftlichen Konflikten liefert 

einigen Rechtsextremisten eine vermeintliche 

Rechtfertigung für Gewalttaten. In diesem ideo-

logischen Umfeld haben sich in den vergange-

nen Jahren mehrfach rechtsterroristische Struk-

turen oder Einzeltäter entwickelt. Gravierende 

Anschläge waren der Mord am Kasseler Regie-

rungspräsidenten Dr. Walter Lübcke (2019), 

der Anschlag auf eine Synagoge in Halle an der 

Saale (2019) mit zwei Todesopfern und der An-

schlag in Hanau (2020), bei dem neun Men-

schen mit Migrationsbiografie ermordet wurden. 

Derzeit findet der Prozess gegen die Gruppe S. 

statt, deren Mitglieder 2020 verhaftet wurden 
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und die Anschläge auf Muslime und Politiker ge-

plant hatte.

Entgrenzung

Ein anderer Teil des Rechtsextremismus, insbe-

sondere die Neue Rechte, versucht, die Stigma-

tisierung des Rechtsextremismus aufzubrechen, 

fremdenfeindliche und autoritäre Argumente 

im politischen Diskurs zu „normalisieren“ und 

somit anschlussfähig für breitere Teile der Ge-

sellschaft zu werden. Dazu nutzt man unter an-

derem islamfeindliche Kampagnen, denen die 

Szene eine „Türöffnerfunktion“ zuschreibt. Man 

möchte den Rechtsextremismus entgrenzen. 

Virtualisierung 

Der Rechtsextremismus nutzt den durch die 

virtuellen Möglichkeiten des Internets hervor-

gerufenen Strukturwandel der Öffentlichkeit 

intensiv zur Verbreitung von Propaganda, zur 

Mobilisierung sowie zur Vernetzung und Orga-

nisation. Ein besonderes Problem dabei stel-

len sogenannte „Echokammern“ dar, in denen 

die Teilnehmer sich gegenseitig in ihrem Hass 

bestätigen.

Reichsbürger und Selbstverwalter

Reichsbürger und Selbstverwalter leugnen die 

Existenz der Bundesrepublik Deutschland und 

versuchen die Handlungsfähigkeit des Staa-

tes zu beeinträchtigen. Von einzelnen Reichs-

bürgern geht ein erhebliches Gefahrenpotenzial 

aus. An den Protesten gegen die Corona-Schutz-

maßnahmen haben Reichsbürger vielfältig mit-

gewirkt und intensiv Verschwörungsmythen 

verbreitet, die zu einer Verunsicherung der Be-

völkerung beitragen.
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Kennzeichnung

Strukturen und Organisationen, deren Ver-

fassungsfeindlichkeit bereits erwiesen 

ist, werden im Folgenden im Fettdruck ge-

kennzeichnet. Soweit die Verfassungs-

feindlichkeit zwar noch nicht erwiesen ist, 

aber hinreichend gewichtige tatsächliche 

Anhaltspunkte einen Verdacht auf verfas-

sungsfeindliche Bestrebungen begründen, 

werden die betroffenen Organisationen in 

Kursivdruck gesetzt. 

Beispiel: Partei X, Partei Y  
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Demokratiefeindliche und/oder 
sicherheitsgefährdende Delegitimierung 
des Staates

Mit der „Verfassungsschutzrelevanten Delegiti-

mierung des Staates“ nimmt der Verfassungs-

schutz Nordrhein-Westfalen seit Frühjahr 2021 

einen neuen Phänomenbereich in den Blick. 

Während der weltweiten Corona-Pandemie hat 

sich seit zwei Jahren ein Protestgeschehen eta-

bliert, das von Heterogenität und Fluktuation ge-

prägt ist. Es geht in Teilen über legitimen Protest 

gegen Regierungshandeln hinaus. Dies äußert 

sich in der systematischen Verbreitung von Ver-

schwörungsmythen und Desinformation sowie 

der Diffamierung rechtsstaatlicher und demo-

kratischer Prozesse. Es wird zu Straftaten bei-

spielsweise gegen Politiker, Wissenschaftler und 

Journalisten aufgerufen und Gewalt zur Durch-

setzung der eigenen politischen Auffassungen 
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legitimiert. Dieser Teil der Protestbewegung, der 

eine Delegitimierung der freiheitlichen demokra-

tischen Grundordnung Deutschlands betreibt, 

wird deshalb nachrichtendienstlich beobach-

tet. Das bedeutet zugleich, dass der Großteil der 

Protestbewegung nicht beobachtet wird. 

Bis ungefähr Mitte 2021 waren die regionalen 

Ableger der Querdenken-Initiative in Nordrhein-

Westfalen die wichtigsten Akteure im Protest-

geschehen. Ihre gemeinsame Agenda war die 

Ablehnung sämtlicher, insbesondere staatli-

cher Maßnahmen zur Bekämpfung der Pande-

mie. Teile dieser Initiativen verbreiteten bei Dis-

kussionen und Versammlungen immer wieder 

verfassungsfeindliche Positionen und strebten 

eine Abschaffung des demokratischen Rechts-

staates an. Dazu wurde und wird grundsätzlich 

auch politisch motivierte Gewalt gegen Anders-

denkende als Mittel in Betracht gezogen. Weit 

verbreitete Verschwörungsmythen werden als 

Legitimation zur Bekämpfung des „Systems“ 

herangezogen. 

Seit Mitte 2021 hat das Querdenken-Netzwerk 

deutlich an Bedeutung eingebüßt. Mit Zunah-

me der Proteste im Spätherbst hatte sich die 

Szene umstrukturiert. In Nordrhein-Westfalen 

existiert mittlerweile eine dreistellige Zahl loka-

ler Telegram-Gruppen ohne namentlichen Bezug 

zu Querdenken-Initiativen, in denen man sich in 

der Ablehnung der Corona-Schutzmaßnahmen 

bestätigt, sich vernetzt und für Versammlungen 

wirbt. Ein Teil des Diskurses beinhaltet weiterhin 

verfassungsfeindliche Aussagen. 

Eine weitere relevante Gruppierung in Nord-

rhein-Westfalen sind die Corona Rebellen Düs-
seldorf. Zunächst hatte die Gruppierung in 

Düsseldorf auch eigene Proteste organisiert. In-

zwischen beteiligt sie sich sichtbar sowohl bei 

Versammlungen in Düsseldorf, als auch bei gro-

ßen überregionalen Veranstaltungen.
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Linksextremismus

Die autonome Szene agierte im Zusammen-

hang mit der COVID-19-Pandemie überwiegend 

reaktiv. Entsprechend wurden die Teilnehmer 

von Protesten gegen die staatlichen Maßnah-

men zur Eindämmung des Infektionsgesche-

hens und deren Beeinflussung durch Rechtsext-

remisten als neue politische Gegner identifiziert. 

Demgegenüber entfalteten Gruppen des auto-

nomen Linksextremismus kaum eigenständige 

Aktivitäten im Umgang mit der Pandemie. Erst 

mit der Kritik an den Ausgangssperren konn-

te die Szene eine für viele Gruppen anschluss-

fähige Mobilisierung erzielen. Allerdings war die 

autonome Szene nicht in der Lage, beim Pro-

test gegen die staatlichen Einschränkungen eine 

einheitliche und anschlussfähige Position zu 

entwickeln. 

In der Folge eines rückläufigen Infektionsge-

schehens versuchte die autonome Szene, ihre 
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Handlungsfähigkeit zurückzugewinnen. Dies 

zeigte sich an der Besetzung eines Klosters in 

Aachen, der Wiederentdeckung der Akteure des 

klassischen Rechtsextremismus als politische 

Gegner oder an der Teilnahme beziehungswei-

se Organisierung von Veranstaltungen, die der 

internationalen Solidarisierung oder Vernetzung 

dienen sollten. 

Autonome: Versuch der Entgrenzung bei 

Protestaktionen

Gruppen aus dem Bereich des autonomen 

Linksextremismus nahmen ihre Bemühun-

gen wieder auf, Proteste zivildemokratischer 

Gruppen und Personen zu entgrenzen. In die-

sem Zusammenhang beteiligte sich die auto-

nome Szene an Aktionen der Klimagerechtig-

keitsbewegung, beispielsweise an den Protesten 

im Rheinischen Braunkohlerevier, und an einer 

Kampagne gegen ein Gesetzesvorhaben für ein 

Versammlungsgesetz in Nordrhein-Westfalen. 

Im letzteren Fall nahmen linksextremistische 

Gruppen an einer Demonstration in Düsseldorf 

am 26. Juni 2021 teil, zu welcher mehr als 3.000 

Personen angereist waren.

Als Folge eines Versammlungsverlaufs, der 

mehrfach teils massives polizeiliches Einschrei-

ten erforderte, konnte eine solche Mobilisie-

rungswirkung bei nachfolgenden Veranstal-

tungen im thematischen Kontext nicht erzielt 

werden. Und auch in anderer Hinsicht brach-

ten viele Aktionen der autonomen Szene keine 

nachhaltige Qualität hervor: Hierzu zählten or-

ganisatorische Neugründungen wie die Antifa.

NRW, die entgegen einer steuernden Zielset-

zung bislang ohne Einfluss blieb, aber auch die 

offensichtliche Organisationskrise der Interven-

tionistischen Linken, die in dem Ausscheiden 

eines Bündnismitgliedes zum Ausdruck kommt.
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Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung schei-

nen die in NRW nur ansatzweise vorfindlichen 

Tendenzen zu einer Radikalisierung im Linksext-

remismus zu stagnieren. 

Dogmatischer Linksextremismus: außerparla-

mentarischer Protest mit geringem Einfluss

Auf parlamentarischer Ebene sind Linksextre-

misten in NRW seit Jahren überwiegend ein-

flusslos. Dies zeigt sich in der dogmatischen 

Kritik am parlamentarischen System, einer kate-

gorischen Ablehnung von bloß strategischen Ko-

operationen mit demokratischen Parteien und 

an den Wahlergebnissen der Parteien des dog-

matischen Linksextremismus, der Marxistisch-

Leninistischen Partei Deutschlands (MLPD) 

und der Deutschen Kommunistischen Par-

tei (DKP). 

Die Wahlergebnisse dieser Parteien stagnier-

ten auf niedrigem Niveau und waren teilweise 

sogar rückläufig. Das Agitationsfeld von DKP 

und MLPD liegt damit nach wie vor im außer-

parlamentarischen Protest gegen bestehen-

de Verhältnisse. Im Vergleich zum autonomen 

Linksextremismus kommt den Aktivitäten die-

ser Parteien dort allerdings eine nachgeordnete 

Rolle zu. Insbesondere die MLPD ist auf diesem 

Feld durch ihren ideologisch begründeten Avant-

garde-Anspruch weitgehend isoliert.

Anlassbezogen und ohne größere Hürden inter-

agieren Zusammenschlüsse des autonomen 

Linksextremismus demgegenüber mit Gruppen 

der linksjugend [‘solid] NRW. Die linksjugend 

[‘solid] NRW und informelle Einschlüsse der 

Partei DIE LINKE traten im Jahr 2021 insbeson-

dere durch die Einflussnahme von Gruppen in 

Erscheinung, die dem Trotzkismus zugerechnet 
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werden. Allerdings liegen Anzeichen vor, dass 

sich ein Teil der nicht extremistischen Mitglie-

der einzelner Einschlüsse innerhalb der Partei 

DIE LINKE und der linksjugend [‘solid] zuneh-

mend kritisch mit extremistischen Positionen 

auseinandersetzt.

Kennzeichnung

Strukturen und Organisationen, deren Ver-

fassungsfeindlichkeit bereits erwiesen 

ist, werden im Folgenden im Fettdruck ge-

kennzeichnet. Soweit die Verfassungs-

feindlichkeit zwar noch nicht erwiesen ist, 

aber hinreichend gewichtige tatsächliche 

Anhaltspunkte einen Verdacht auf verfas-

sungsfeindliche Bestrebungen begründen, 

werden die betroffenen Organisationen in 

Kursivdruck gesetzt.  

 

Beispiel: Partei X, Partei Y  
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Auslandsbezogener ExtremismusAuslandsbezogener Extremismus

Im nicht religiösen auslandsbezogenen Extre-

mismus liegt ein deutlicher Schwerpunkt der 

Beobachtung auf Organisationen, die unmittel-

bar auf politische Ereignisse in der Türkei sowie 

staatliche und militärische Maßnahmen dort re-

agieren. Diese agieren sowohl im linksextremisti-

schen als auch nationalistisch geprägten rechts-

extremistischen Spektrum.

Das linksextremistische Spektrum repräsentie-

ren die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) und 

die Revolutionäre Volksbefreiungspartei-Front 

(DHKP-C). Zum rechtsextremistischen Spekt-

rum zählt die als „Graue Wölfe“ bekannte Ülkü-
cü-Bewegung, mit den ihr zuzuordnenden Dach-

verbänden ADÜTDF, ATIB, ANF und die ebenfalls 

der Ülkücü-Bewegung zuzurechnende, aber nicht 

in Dachverbänden organisierte, sogenannte 

freie Szene.
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Versuchte Einflussnahme in die Zivilgesellschaft

Beide extremistische Strömungen wirken mit 

Gruppierungen mit einer legalen Organisations-

struktur und integrativ auftretenden Akteu-

ren in die Zivilgesellschaft hinein, um niedrig-

schwellig die türkischstämmige Community zu 

adressieren und die jeweilige Ideologie zu ver-

breiten. Solche Entgrenzungstendenzen finden 

sich bei der PKK beispielsweise in dem Versuch, 

sich im Rahmen ihrer politischen und kulturel-

len Lobbyarbeit von dem Makel der Einstufung 

als Terrororganisation zu befreien; innerhalb der 

Ülkücü-Bewegung sind es beispielsweise Sport-

angebote, die vordergründig integrativ wir-

ken sollen. 

Reaktionen der PKK auf Ereignisse in der Türkei

Beispielhaft für die Wechselwirkung extremis-

tischer Aktionen in NRW mit Ereignissen in 

der Türkei oder ihren Interessengebieten im 

Nordirak sind die Reaktionen der PKK auf mi-

litärische Offensiven der Türkei. So folgten auf 

Militäraktionen der Türkei gegen kurdische Stel-

lungen im Nordirak im Frühjahr 2021 nach Auf-

rufen der Europaführung der PKK zahlreiche 

Kundgebungen in Deutschland, unter anderem 

in Düsseldorf.

Gerüchte über den vermeintlichen Tod des in 

der Türkei inhaftierten politischen und ideologi-

schen Anführers der PKK Abdullah Öcalan ver-

breiteten sich Anfang März 2021 über soziale 

Netzwerke und führten unmittelbar in Köln und 

Bonn zu Kundgebungen.

Propaganda von DHKP-C-Aktivisten

Veranstaltungen und Solidaritätskundgebun-

gen für in der Türkei inhaftierte Mitglieder und 

Sympathisanten waren auch im Jahr 2021 zent-

raler Aspekt der Agitation und Propaganda von 
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Aktivisten der DHKP-C in Deutschland. In die-

sem Kontext fanden auch in NRW immer wie-

der Protestaktionen statt. Hierbei spielt auch 

das Vorgehen der türkischen Behörden gegen 

die DHKP-C und deren Unterstützerumfeld eine 

zentrale Rolle.

Auftritte der Musikgruppe Grup Yorum gehören 

zu den wesentlichen Propagandaaktivitäten der 

DHKP-C in Deutschland. Veranstaltungen der 

Musiker werden von der Organisation instru-

mentalisiert, um einen Personenkreis anzuspre-

chen, der weit über die eigene Anhängerschaft 

hinausgeht. Wie bereits in den Vorjahren gelang 

es der aus dem Umfeld der DHKP-C stammen-

den Musikgruppe jedoch nicht mehr, größe-

re Konzertveranstaltungen im Bundesgebiet 

durchzuführen. 

Aktivitäten der Ülkücü-Bewegung

Erstmals im Verfassungsschutzbericht aufge-

führt wird die türkische, rechtsextremistisch 

geprägte Föderation der Weltordnung in Euro-
pa (Avrupa Nizâm-ı Âlem Federasyonu – ANF). 
Die ANF-Vereine fordern die Erschaffung einer 

neuen Weltordnung „Nizam-i Alem“ und zwar in 

Form einer Weltherrschaft des Islams unter der 

Führung der türkischen Nation. Die ANF stellt 

somit den dritten Dachverband der Ülkücü-Be-
wegung in NRW dar.    

Die Anhänger der freien Szene der Ülkücü-Bewe-
gung agierten aufgrund der in 2021 anhaltenden 

Corona-Pandemie vermehrt im digitalen Raum. 

Hierbei traten insbesondere einzelne Anhän-

ger der freien Szene mit ihrer nationalistischen 

Ideologie hervor. Die Bewertung von nationalen 

und internationalen Ereignissen und Entwicklun-

gen findet seitens der Vereinsfunktionäre stets 
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moderat und konformistisch statt. Der eigene 

Überlegenheitsanspruch gegenüber anderen 

Völkern blieb innerhalb der Ülkücü-Bewegung al-

lerdings auch im Jahr 2021 bestehen. 

Kennzeichnung

Strukturen und Organisationen, deren Ver-

fassungsfeindlichkeit bereits erwiesen 

ist, werden im Folgenden im Fettdruck ge-

kennzeichnet. Soweit die Verfassungs-

feindlichkeit zwar noch nicht erwiesen ist, 

aber hinreichend gewichtige tatsächliche 

Anhaltspunkte einen Verdacht auf verfas-

sungsfeindliche Bestrebungen begründen, 

werden die betroffenen Organisationen in 

Kursivdruck gesetzt.  

 

Beispiel: Partei X, Partei Y  
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Islamismus

Islamismus

Von islamistisch motivierten Extremisten geht 

noch immer eine sehr große Gefahr für terroris-

tische Anschläge in Deutschland aus. Jüngste 

Belege hierfür sind der frühzeitig vereitelte An-

schlag auf eine Synagoge in Hagen Mitte Sep-

tember 2021 und die Festnahme eines mutmaß-

lichen Bombenbauers in Hamburg Ende August 

2021. Darüber hinaus sind in Deutschland An-

hänger und Unterstützer jihadistischer Milizen 

aktiv, um Spenden für die Befreiung von in Sy-

rien gefangen gehaltenen Anhängern des soge-

nannten Islamischen Staates (IS) zu sammeln.

Rückzug in ein extremistisch-salafistisches 

Millieu

Extremistische Salafisten treten zunehmend an-

gepasst auf und bemühen sich, keine Verbindun-

gen zu gewaltorientieren Islamisten erkennen zu 

lassen. Dadurch besteht ein hohes Risiko, dass 
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das extremistisch-salafistische Milieu sich auf 

Dauer in Deutschland etablieren wird. Aus die-

sem Milieu heraus können in der Zukunft immer 

wieder jihadistische Gruppierungen neue Anhän-

ger rekrutieren. So hat der im extremistischen 

Salafismus zu verortende Spendensammelver-

ein Ansaar International das Image eines bür-

gerlichen Vereins besonders erfolgreich gepflegt 

und baute ein großes Geflecht mit weiteren 

Unter- und Nebenorganisationen auf. Nach lan-

gen und intensiven Ermittlungen insbesondere 

auch der nordrhein-westfälischen Sicherheits-

behörden konnte am 5. Mai 2021 ein Vereinsver-

bot vollzogen werden.

Ausweitung des Hizb Allah Verbots

Finanzierung und Geldgeschäfte sind auch für 

die Terrororganisation Hizb Allah ein wichtiges 

Thema. Deshalb wurden die Vereine Deutsche Li-
banesische Familie e.V., Menschen für Menschen 

e.V. und Gib Frieden e.V. gegründet, um die ver-

fassungswidrigen Bestrebungen des 2014 ver-

botenen Hizb Allah-Spendensammelvereins 

Waisenkinderprojekt Libanon e.V. (WKP) weiter 

zu verfolgen. Letzterer wurde später in Farben 

für Waisenkinder e.V. umbenannt. Ziel der Ver-

eine ist nicht, kulturelle oder religiöse Veranstal-

tungen durchzuführen, wie die Eigendarstellung 

dies suggeriert, sondern Spendengelder zu sam-

meln und Patenschaften zugunsten der „Shahid 

Stiftung“ der Hizb Allah zu vermitteln. „Shahid“ 

bedeutet auf Deutsch „Märtyrer“. Da es sich da-

durch um Ersatzorganisationen des 2014 ver-

botenen Spendensammelvereins WKP handelt, 

wurde das Verbot am 19. Mai 2021 auch für diese 

Vereine vollzogen.
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Reaktion auf Truppenabzüge in Afghanistan

Auch internationale Entwicklungen spielen für 

regionale extremistische Szenen in Deutschland 

eine wichtige Rolle. Mit Genugtuung nahmen sa-

lafistische Akteure den Abzug der US-Streitkräf-

te und ihrer NATO-Verbündeten aus Afghanistan 

Ende August 2021 zur Kenntnis. Im Anschluss 

spaltete sich jedoch die Szene in die Anhänger 

des sogenannten IS einerseits und von Al-Qai-

da andererseits. Letztere gelten als Verbün-

dete der Taliban, die der sogenannte IS mili-

tant bekämpft.

Bei dem Truppenabzug aus Afghanistan wurden 

zahlreiche Zivilpersonen aus Kabul evakuiert. 

Anfänglich bestand die Sorge, es könnten sich 

islamistische Terroristen unter die Evakuier-

ten eingeschlichen haben. Dies hat sich bis jetzt 

nicht bestätigt.

Anti-israelische Demonstrationen

Mitte Mai 2021 kam es in Deutschland zu meh-

reren anti-israelischen Demonstrationen. Ur-

sächlich hierfür waren unter anderem die Ver-

schiebung der Wahlen zum palästinensischen 

Legislativrat durch Präsident Abbas, Gesprä-

che der israelischen Opposition mit arabischen 

Parteien zur gemeinsamen Regierungsbildung, 

der Streit um Eigentumsrechte im Stadtteil 

Scheich Jarrah sowie Auseinandersetzungen 

auf dem Tempelberg in Jerusalem, die zu einem 

militärischen Angriff der HAMAS am 10. Mai 

2021 gegen Israel führten. Diese Demonstra-

tionen zogen eine hohe mediale Aufmerksam-

keit auf sich, insbesondere aufgrund der auf den 

Demonstrationen propagierten antisemitischen 

Parolen. Diese führten zu einer eindeutigen Re-

aktion von Politik, Medien und Gesellschaft. Sie 

machten deutlich, dass für Antisemitismus in 
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Deutschland kein Platz ist. Islamistische Orga-

nisationen beteiligten sich jedoch kaum an den 

Protesten.

Kennzeichnung

Strukturen und Organisationen, deren Ver-

fassungsfeindlichkeit bereits erwiesen 

ist, werden im Folgenden im Fettdruck ge-

kennzeichnet. Soweit die Verfassungs-

feindlichkeit zwar noch nicht erwiesen ist, 

aber hinreichend gewichtige tatsächliche 

Anhaltspunkte einen Verdacht auf verfas-

sungsfeindliche Bestrebungen begründen, 

werden die betroffenen Organisationen in 

Kursivdruck gesetzt.  

Beispiel: Partei X, Partei Y  
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Extremismus im InternetExtremismus im Internet

Das Internet ist für Extremisten mittlerweile das 

Mittel der Wahl, wenn es beispielsweise um die 

Verbreitung extremistischer Inhalte, die Gewin-

nung neuer Unterstützer oder die Kommuni-

kation innerhalb der jeweiligen Szene geht. Die 

Einschränkungen während der Corona-Pande-

mie und die zunehmende Digitalisierung der Ge-

sellschaft haben diese Entwicklung nochmals 

verstärkt. 

Im Rechtsextremismus spielen aus der Gaming-

Szene bekannte Kommunikations- und Strea-

ming-Plattformen eine große Rolle. Die Mög-

lichkeiten, die Videospiele und insbesondere 

Online-Spieleplattformen bieten, werden miss-

braucht, um die rechtsextremistische Ideologie 

zu propagieren und sich untereinander zu ver-

netzen. Der Messenger-Dienst Telegram ist aber 

weiterhin der von Rechtsextremisten meistge- 
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nutzte virtuelle Anbieter und hat in der Szene 

in den letzten Jahren enorm an Bedeutung ge-

wonnen. Neben rechtsextremistischen Inhalten 

finden sich auf Telegram eine Vielzahl von Ver-

schwörungsmythen und Desinformationen. Ge-

rade mit Bezug zur Corona-Pandemie haben die-

se Kanäle und Gruppen noch einmal deutlichen 

Zulauf bekommen. 

Im Linksextremismus werden über Messenger-

dienste und nicht öffentliche Plattformen unter 

anderem Strategien besprochen, Kampagnen 

geplant und Ziele abgestimmt. Kampagnen-

Websites mit professionell erstellten Mobilisie-

rungsvideos bilden mit Hilfe von Links zu Social 

Media-Plattformen ein zentrales Werkzeug der 

Mobilisierung. 

Innerhalb der extremistisch-salafistischen 

und jihadistischen Szene dienen die sozialen 

Medien in hohem Maße zur Verbreitung von Pro-

paganda, zur Kontaktanbahnung und zur Kom-

munikation bis hin zur Anschlagssteuerung. Vor 

allem durch den sogenannten IS wurden und 

werden Propagandaprodukte in einem vorher 

nicht gekannten Maße professionell und ziel-

gruppengerecht gestaltet, wodurch die Attrakti-

vität und die Erfolgschancen von Radikalisierern 

und deren Botschaften stetig gesteigert wurden. 

Im auslandsbezogenen Extremismus wird die 

polarisierende Wirkung sozialer Medien bei Or-

ganisationen mit Bezügen zur Türkei besonders 

deutlich: Aktionen und Entwicklungen werden 

zeit- und ortsunabhängig über das Internet an 

die jeweils rivalisierenden Spektren herangetra-

gen und verbreitet. Die Profilseiten und Inhalte in 

den sozialen Medien sind dabei oft nicht unmit-

telbar als extremistisch erkennbar. 
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Scientology Organisation

Die Zahl der Mitglieder in Nordrhein-Westfa-

len stagniert seit einigen Jahren auf einem im 

Vergleich zu früheren Zeiten überschaubaren 

Niveau. Die SO ist jedoch bemüht, ihr Image auf-

zubessern und neue Mitglieder zu gewinnen. Die 

Ende 2018 medial angekündigte Eröffnung einer 

Idealen Org in Düsseldorf konnte bisher nicht 

realisiert werden.

Im Jahr 2021 wurden zahlreiche Fälle bekannt, 

in denen Druckerzeugnisse von SO-Tarnorga-

nisationen, insbesondere von „Der Weg zum 

Glücklichsein“, in Briefkästen nordrhein-west-

fälischer Bürgerinnen und Bürger eingeworfen 

wurden. Bei der Gestaltung dieser Materialien 

fanden meist farbenfrohe und teils kindgerechte 

Motive Verwendung, die eine Zuordnung zur SO 

oft nicht oder nur schwer möglich machen. Die-

se Taktik soll die wahre Herkunft der Angebote 
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verschleiern und einen Erstkontakt mit der SO 

generieren.

Tarnorganisationen der SO traten auch in Kon-

takt zu Landesministerien und versuchten, dort 

entsprechend Einfluss zu nehmen. 

Der bereits in den letzten Jahren zu beobachten-

de Trend einer verstärkten Nutzung des digitalen 

Raums durch die SO setzte sich in 2021 fort. So 

wurden im vergangenen Jahr zahlreiche Webina-

re und Onlinekurse angeboten. Dies bietet zum 

einen offensichtliche Vorteile im Hinblick auf 

die anhaltende pandemische Lage und die da-

mit verbundenen Einschränkungen, zum ande-

ren setzten entsprechende Online-Angebote die 

Hemmschwelle für potenziell Interessente her-

ab. Ebenso wie die klassischen Druckerzeugnis-

se der SO und ihrer Tarnorganisationen lassen 

auch die angebotenen Webinare auf den ersten 

Blick oft keinen Rückschluss auf die SO zu.

Kennzeichnung

Strukturen und Organisationen, deren Ver-

fassungsfeindlichkeit bereits erwiesen 

ist, werden im Folgenden im Fettdruck ge-

kennzeichnet. Soweit die Verfassungs-

feindlichkeit zwar noch nicht erwiesen ist, 

aber hinreichend gewichtige tatsächliche 

Anhaltspunkte einen Verdacht auf verfas-

sungsfeindliche Bestrebungen begründen, 

werden die betroffenen Organisationen in 

Kursivdruck gesetzt.  

Beispiel: Partei X, Partei Y  
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Spionageabwehr, Cyberabwehr und 
Wirtschaftsschutz

Die Bedrohungslage durch ausländische Nach-

richtendienste und sonstige geheimdienstlich 

oder sicherheitsgefährdend agierende Struktu-

ren ist in Nordrhein-Westfalen so hoch wie seit 

Jahren nicht mehr. Die Aktivitäten reichen von 

illegitimer Einflussnahme über klassische Spio-

nage und Cyberangriffe bis hin zu staatsterroris-

tischen Aktivitäten. Die Bedrohungslage ist kom-

plex und dynamisch.

Illegitime Einflussnahme ist in den letzten Jah-

ren zu einem wesentlichen Mittel im Kampf um 

Einfluss und Vorherrschaft im globalen Gefüge 

geworden. Übergeordnete Ziele solcher Aktivitä-

ten sind die Destabilisierung des jeweiligen Ziel-

staats und seiner demokratischen und rechts-

staatlichen Institutionen sowie die Schaffung 

günstiger Voraussetzungen für die Umsetzung 

der eigenen politischen Ziele. Daneben betrei-

ben einige Staaten eine gezielte und oftmals 
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desintegrative Diasporapolitik mit deren Hilfe 

die jeweilige Auslandscommunity kontrolliert, 

beeinflusst und für die eigenen politischen Zwe-

cke instrumentalisiert werden soll. Die Spio-

nageabwehr hat im Berichtsjahr umfassende 

Einflussnahmeversuche diverser Staaten auf 

unterschiedlichsten Feldern in Nordrhein-West-

falen festgestellt. Mit einer weiteren Zunahme 

entsprechender Aktivitäten ist zu rechnen.

Im Bereich der Spionage interessieren sich aus-

ländische Nachrichtendienste für Haltungen, 

Verhandlungspositionen und Zielsetzungen poli-

tischer Akteure auf Landes- und Kommunalebe-

ne. Aber auch Behördenmitarbeiter, ihre Zustän-

digkeiten und ihr Agieren werden in NRW durch 

nachrichtendienstliche Strukturen in den Blick 

genommen. Solche Aktivitäten folgen stets dem 

Interesse, Personen oder Organisationen für die 

eigene politische Agenda zu vereinnahmen, sie 

zu beeinflussen oder gar nachrichtendienstlich 

nutzbare Zugänge zu schaffen. Darüber hinaus 

sieht sich die nordrhein-westfälische Wirtschaft 

und Wissenschaft weiterhin einem erheblichen 

Spionagerisiko ausgesetzt. 

Die fortschreitende Digitalisierung in Wirtschaft 

und Gesellschaft sowie die zunehmende Vernet-

zung eröffnen ausländischen Nachrichtendiens-

ten die Möglichkeit, ihre Operationsziele auch 

über Cyberangriffe zu erreichen. Die detektier-

ten Cyberangriffe ausländischer Dienste lassen 

die immensen technischen Fähigkeiten erahnen. 

In Nordrhein-Westfalen konnten insbesondere 

Aktivitäten von Hackergruppierungen beobach-

tet werden, die mutmaßlich den Ländern Russ-

land, China, Nordkorea und dem Iran zugeordnet 

werden. Die Anzahl der vom nordrhein-west-

fälischen Verfassungsschutz sensibilisierten 
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möglichen Opfer staatlich gesteuerter Cyberan-

griffe hat sich im Jahr 2021 erneut erhöht. 

Proliferationsrelevante Staaten versuchen darü-

ber hinaus weiterhin im hohen Maße, militärisch 

nutzbare Produkte unter Umgehung der hiesi-

gen Exportkontrolle zu beschaffen. Abnehmer 

sind inzwischen neben Massenvernichtungswaf-

fen- und Raketenprogrammen auch militärisch 

ausgerichtete Weltraumprogramme, vor allem 

der Länder Russland und China.

Mehr als in früheren Jahren sieht sich die Spio-

nageabwehr zudem mit Fällen von Staatster-

rorismus konfrontiert, die sich oftmals gegen 

Oppositionelle richten und eine besonders ernst 

zu nehmende Gefährdungsdimension aufwei-

sen. Im Februar 2021 wurde ein als Diplomat an 

der Iranischen Botschaft in Wien abgetarnter 

Mitarbeiter des iranischen Nachrichtendienstes 

wegen der Planung eines terroristischen An-

schlags und der Beteiligung an einer terroristi-

schen Vereinigung von einem belgischen Gericht 

zur Höchststrafe von 20 Jahren Haft verurteilt. 

Im Dezember 2021 verurteilte das Berliner Kam-

mergericht einen Angeklagten wegen Mordes 

zu einer lebenslangen Haftstrafe und stellte 

fest, dass der Mord im Auftrag staatlicher russi-

scher Stellen erfolgte. Die Anwendung staatlich 

gesteuerter Gewalt ergänzt die weiterhin be-

stehenden Bestrebungen vieler Länder, mit Hilfe 

der eigenen Nachrichtendienste Oppositions-

gruppen in Deutschland auszuspähen und zu 

unterwandern. 

Angesichts der weiter anhaltenden Bedrohungs-

lage durch Wirtschaftsspionage und Cyberatta-

cken bleiben der präventive Wirtschaftsschutz 

und die Sicherheitsberatung von Unterneh-

men der sogenannten geheimschutzbetreuten 
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Wirtschaft wichtige Aufgaben des Verfassungs-

schutzes. Über die Sicherheitspartnerschaft 

gegen Wirtschaftsspionage, Sabotage und Wirt-

schaftskriminalität NRW, deren Geschäftsfüh-

rung weiterhin beim nordrhein-westfälischen 

Verfassungsschutz liegt, wird zudem die Ver-

netzung und der Austausch auf möglichst vielen 

Ebenen organisiert.
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Präventionsarbeit und 
Aussteigerprogramme

Präventionsarbeit lebt von persönlichen Begeg-

nungen und vom Austausch der Akteure, sei es 

auf Veranstaltungen, im Kontakt mit Netzwerk-

partnern oder in vertraulichen Beratungsge-

sprächen. Insofern prägte die Corona-Pandemie 

auch im Jahr 2021 die vielfältigen Präventions-

maßnahmen des Verfassungsschutzes Nord-

rhein-Westfalen. Trotz weiterhin bestehen-

der Beschränkungen im Berichtsjahr konnte 

die Arbeit unter anderem durch erprobte und 

weiterentwickelte Online-Formate erfolgreich 

fortgeführt werden.

Kontinuität trotz Pandemie

Die differenzierte Zusammenarbeit mit den zahl-

reichen Präventionsakteuren und Netzwerken 

auch im digitalen Format konnte noch inten-

siviert werden, sodass ein regelmäßiger Aus-

tausch aufrechterhalten werden konnte und 

neue Partner hinzugekommen sind. Dadurch 
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standen alle Programme und Projekte des Ver-

fassungsschutzes den Ratsuchenden und Inte-

ressierten weiterhin zur Verfügung und stellten 

verlässliche Ansprechpartner dar. 

Elementarer Bestandteil der Präventionsarbeit 

war auch im Jahr 2021 das breite Angebot an 

Vorträgen und besonderen Veranstaltungen, vor-

rangig zu den Themen Rechtsextremismus und 

Islamismus. Ein Schwerpunkt lag auf Verschwö-

rungsmythen, die insbesondere in Protesten 

gegen die staatlichen Maßnahmen zur Eingren-

zung der Corona-Pandemie immer wieder zum 

Tragen kamen und zum Teil extremistisch aufge-

laden waren. Außerdem wurde die Tagungsreihe 

„Extremismus-Prävention“ für Führungskräfte 

der Feuerwehr 2021 ausgeweitet: Der Verfas-

sungsschutz NRW, die Landeszentrale für politi-

sche Bildung und die Feuerwehr Düsseldorf hat-

ten die Reihe seit 2020 erprobt. Ab 2021 findet 

sie im Institut der Feuerwehr NRW als landes-

weites Angebot statt.

Bewährte Kooperationen

Im VIR-Projekt, das der Verfassungsschutz NRW 

in Kooperation mit zivilgesellschaftlichen Ko-

operationspartnern umsetzt, fand in Mülheim 

an der Ruhr die neunte Trainerinnen- und Trai-

ner-Ausbildung statt. Sie vermittelte Metho-

den, um die Distanzierung vom Rechtsextremis-

mus zu fördern. Vernetzung und Austausch von 

Fachkräften aus unterschiedlichen Arbeitsfel-

dern sind ein Kernanliegen im VIR-Projekt. Als 

Schwerpunktthema ging die jährliche Vernet-

zungstagung des Projekts 2021 in Dortmund 

den Präventionsmöglichkeiten unter Haftbedin-

gungen nach.

Gemeinsam mit der Landeszentrale für politi-

sche Bildung und dem Dietrich-Keuning-Haus in 
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Dortmund veranstaltete der Verfassungsschutz 

NRW zudem die Fachtagung „Gewalt – Dynamik. 

Rechtsextreme Aktivitäten im Kampfsport“. 

Erweiterung des Präventionsprogramms 

Wegweiser

Das Angebot des Präventionsprogramms Weg-

weiser wurde in 2021 mit dem Start eines zwei-

jährigen Pilotprojektes zum Extremismusbe-

reich der „Grauen Wölfe“ an sechs ausgewählten 

Standorten erweitert. Zusätzlich zum Islamis-

mus erhalten Ratsuchende landesweit Informa-

tionen, Beratung und Unterstützung zu allen Be-

reichen des Themas Graue Wölfe.

Im Übrigen erarbeiteten die Beratungskräfte des 

Präventionsprogramms Wegweiser viele neue 

Ideen, um auch in den Zeiten der Pandemie In-

formationen bereitzustellen und ihre Angebo-

te bekannt zu machen, wie Podcasts, digitale 

Pinnwände oder Online-Workshops. Das Pro-

gramm wird seit Beginn des Jahres 2021 wissen-

schaftlich evaluiert. 

Die Fachstelle Islamismusprävention hat im Jahr 

2021 weitere Qualifizierungslehrgänge für die 

Wegweiser-Beraterinnen und -Berater durchge-

führt und diese Einheiten online angeboten. Ein 

Ziel ist es, mit den Beraterinnen und Beratern 

zu allen aktuellen fachlich relevanten Themen in 

den Austausch zu treten.

Weitere Optimierung der Ausstiegsarbeit 

Von einer guten Zusammenarbeit insbeson-

dere mit den Bereichen Polizei und Justiz so-

wie mit anderen Netzwerkpartnern der Länder 

und des Bundes profitieren die Aussteigerpro-

gramme. Das Aussteigerprogramm Spurwech-

sel konnte 2021 auf eine 20-jährige Erfahrung in 

der Begleitung von Ausstiegswilligen aus dem 
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Rechtsextremismus zurückblicken, während das 

Aussteigerprogramm Islamismus (API) seine 

Expertise erneut maßgeblich in der bundeswei-

ten Arbeitsgruppe (AG) Deradikalisierung ein-

gebracht hat. Als jüngstes der Aussteigerpro-

gramme hat Left 2021 die deutschlandweit erste 

Bund-Länder-Arbeitstagung staatlicher Aus-

steigerprogramme ausgerichtet und damit seine 

Vorreiterrolle im Bereich der tertiären Linksext-

remismus-Prävention ausgebaut. 

Die Arbeit der Rückkehrkoordinierenden stellte 

im Zusammenhang mit der Ankunft von mehre-

ren Frauen und ihren Kindern aus dem Irak und 

aus Syrien in NRW ein weiteres wichtiges Thema 

im Jahr 2021 dar. Sie machte mit ihrer erfolg-

reichen koordinierenden Arbeit erneut die Be-

deutung des zeitnahen und abgestimmten ge-

meinsamen Vorgehens der beteiligten Behörden 

und der Einbindung von Präventionsangebo-

ten deutlich.
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Kontakt zu Wegweiser und den  

Aussteigerprogrammen

E-Mail:  info@wegweiser.nrw.de 

Telefon: 0211 871-2728 

Website: www.wegweiser.nrw.de 

 

E-Mail: kontakt@api.nrw.de 

Telefon: 0211 837-1926 

Website: www.api.nrw.de 

 

E-Mail: kontakt@spurwechsel.nrw.de 

Telefon: 0211 837-1906 

Website: www.spurwechsel.nrw.de 

 

E-Mail: kontakt@left.nrw.de 

Telefon: 0211 837-1931 

Website: www.left.nrw.de
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Computerspiel „Leons Identität“

Leons Identität ist ein detektivisches Abenteuer-

spiel. Spielort ist das Zimmer eines vermissten 

Jugendlichen namens Leon. Der Spieler schlüpft 

in die Rolle von Jonas, der sich Sorgen um sei-

nen Bruder Leon macht. Jonas versucht, Spuren 

und Hinweise zum mysteriösen Verschwinden zu 

finden. Dabei zeichnet er Leons langsames Ab-

driften in die rechtsextremistische Szene nach.

Der Download ist unter www.leon.nrw.de für alle 

gängigen Betriebssysteme (Windows, MacOS, 

Linux) oder über die Spieleplattform Steam 

möglich. Das Spiel hat eine offizielle Altersfrei-

gabe ab 12 Jahren.

Aufgrund der positiven Resonanz im didakti-

schen und pädagogischen Raum von regiona-

len und bundesweit etablierten Bildungseinrich-

tungen wurde durch das Ministerium für Schule 

und Bildung zu Leons Identität pädagogisches 

Begleitmaterial für den Einsatz in Schulen und 

derJugendarbeit entwickelt. Das pädagogische 

Begleitmaterial steht auf der Website des Spiels 

und im Broschüren-Service des Ministeriums für 

Schule und Bildung zum Download bereit.
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Video- und Social-Media-Kampagne

„Jihadi fool“

Mit der Kampagne „Jihadi fool“ wen-

det sich der nordrhein-westfälische 

Verfassungsschutz an ein breites Pu-

blikum mit einem Schwerpunkt bei 

Jugendlichen und jungen Erwachse-

nen und lädt zur Auseinandersetzung 

mit salafistischer Internetpropaganda 

und Extremismus ein. 

Mit Humor und Satire soll Aufmerksamkeit 

erzielt und mit Hintergrundvideos sensibili-

siert werden. 

Die Videos sowie begleitende Inhalte wurden 

und werden seit August 2019 auf den Plattfor-

men YouTube, Facebook, Instagram und zeitwei-

se Twitter veröffentlicht und beworben.

Die Videos und weitere Inhalte der Kampagne 

sind online abrufbar unter

YouTube: youtube.com/c/jihadifool 

Facebook: facebook.com/Jihadifool 

Instagram: instagram.com/jihadifool 

Twitter: twitter.com/jihadifool
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Hinweis 

 

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffent-

lichkeitsarbeit des Ministeriums des Innern 

des Landes Nord rhein-Westfalen herausge-

geben. Sie darf weder von Parteien noch von 

Wahlbewerberinnen und Wahlbewerbern oder 

Wahlhelferinnen und Wahlhelfern während eines 

Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung 
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teilung auf Wahlveranstaltungen, an Informa-

tionsständen der Parteien sowie das Einlegen, 

Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer 

Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist 

gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke 

der Wahlwerbung.

Eine Verwendung dieser Druckschrift durch Par-

teien oder sie unterstützende Organisationen 

ausschließlich zur Unterrichtung ihrer eigenen 

Mitglieder bleibt hiervon unberührt.

Unabhängig davon, wann, auf welchem Weg und 

in welcher Anzahl diese Schrift dem Empfänger 

zugegangen ist, darf sie auch ohne zeitlichen 

Bezug zu einer bevorstehenden Wahl nicht in 

einer Weise verwendet werden, die als Partei-

nahme des Ministeriums des Innern Nord rhein-

Westfalen zugunsten einzelner politischer Grup-

pen verstanden werden könnte.
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